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Die Vornahme von gewerbsmäßigen Arbeiten phne Genehmi-

gung der Friedhofsverwaltung und die Verrichtung von

Arbeiten in der Nähe von Beerdigungen.

Das Feilbieten von Druckschriften und sonstigen Sachen.

Das Lagern von Materialien ohne Genehmigung der Fried-

Hofsverwaltung.
Die Verunreinigung der Wege, Grünanlagen oder Grab

stätten.
Den Anordnungen der Aufsichtführenden ist Folge zu leisten.

Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestimmungen werden
strafrechtlich verfolgt.

8 21.

Arbeitserlaubnis und Arbeitszeit.

Die Instandsetzung und Unterhaltung von Gräbern kann durch

die Friedhofsvcrwaltung durch die Hinterbliebenen oder ihre

Familienangehörigen und durch Erwerbsgärtner erfolgen. Die
letzteren bedürfen hierzu der Genehmigung der Friedhofsverwal-
tung. Eie haben den Anordnungen der Friedhofsverwaltung und

deren Aufsichtsorganen Folge zu leisten und auf Verlangen einen

schriftlichen Auftrag vorzuweisen, über die von ihnen gepflegten
Gräber sind alljährlich bis zum 1. Oktober genaue Listen vor-

zulegen. Für alle von ihnen gepflegten Grabstellen ist eine Gebühr
zu entrichten, deren Höhe in der jeweils gültigen Gebührenordnung

festgesetzt ist.

Für alle gewerbsmäßigen Arbeiten auf dem Friedhofe ist von
dem Unternehmer alljährlich eine Erlaubniskarte zu lösen, die

gegen Zahlung der tarifmäßigen Gebühr im Friedhofsbüro verab

folgt wird.

Die Ausführung gewerbsmäßiger Arbeiten ist untersagt:
Das ganze Jahr hindurch von 12—1 Uhr Mittags.

Vom 1. März bis 31. Oktober nach 6 Uhr Nachmittags.

Im Februar und November nach 5 Uhr Nachmittags.

Im Januar und Dezember nach 4Z4 Uhr Nachmittags.

Außerdem dürfen gewerbsmäßige Arbeiten Sonnabends und an

Tagen vor den gesetzlichen Feiertagen nach 1 Uhr Mittags nicht
ausgeführt werden.

8 22.

Verschiedenes.

1. Die Trauerfeiern in der Kapelle, wie am Grabe werden im

Einvernehmen mit den Angehörigen von dem amtierenden

Pfarrer geleitet. Erfolgt die Trauerfeier oder Beisetzung ohne
Teilnahme eines Geistlichen, so ist für die etwaige Mitwirkung
eines Nedners zuvor die Genehmigung der Friedhofs

verwaltung einzuholen. Ansprachen, die nach Beendigung der
Trauerrede des Geistlichen gehalten werden sollen, bedürfen

dessen Genehmigung. Kurze Nachrufe, deren Redezeit 1
Minute nicht überdauert, bedürfen keiner Genehmigung.

2. Abgestorbene Bäume und Aste werden ohne vorherige Be-

nachrichtigung der Verfügungsberechtigten von der Friedhofs

verwaltung entfernt. Ein Anspruch auf Entschädigung oder

auf Ersatz der Pflanzen besteht nicht.

3. Eine Schadenersatzpflicht besteht für die Friedhofsverwaltung
nicht, wenn

a) Grabmale oder andere Teile einer Grabstätte durch

Naturereignisse oder andere Geschehnisse beschädigt oder

wenn sie gestohlen werden,

b) Pflanzen, Blumen oder andere Gegenstände gestohlen
werden,

e) durch das Ausheben von Gräbern die daneben liegenden

Grabstätten, Denksteine, Einfassungen usw. später ein-

sinken (siehe 8 9),
d) die von der Friedhofsverwaltung angepflanzten Rosen

oder andere Pflanzen durch Frost oder sonstige Witterungs-

einflüffe vernichtet werden.

4. Wer Blumen- und Pflanzendiebe oder solche Personen, die

Schmuckanlagen, Denksteine oder Grabstätten beschädigen, so
zur Anzeige bringt, daß sie gerichtlich belangt werden können,
erhält eine Belohnung bis zu 20 RM.

8 23.

Die dieser Friedhofsordnung beigefügten Anlagen, nämlich:

1. Bedingungen über die Abtretung von Familienbegräbnis

plätzen,
2. Bedingungen über die Abtretung von Einzelbegräbnis-

Plätzen,
3. Bedingungen über die Abtretung von Wahlgrabstellen,

4. Richtlinien und Vorschriften für die Errichtung von Grab

malen, sowie für die gärtnerische Instandsetzung und

Unterhaltung,
5. Bedingungen für die Übernahme der vollständigen Unter-

Haltung von Grabstätten durch die Friedhofsverwaltung,

6. Bestimmungen über die Ausführung gewerblicher Arbeiten

auf dem Hauptfriedhofe,

gelten als Bestandteil der Friedhofsordnung.

Kassel, den 2. März 1933.

Die Friedhofsverwaltung

Eisenberg. Lahmeyer.

Polizeiverordnungen

Verordnung über das Meldewesen

(Reichsmeldeordnung).
Vom 6. Januar 1938.

Auf Grund des Gesetzes über das Paß-, das Ausländerpolizei-
::iO das Meldewesen sowie über das Ausweiswesen vom 11. Mai

'•j' lReichsgesetzbl. I S. 589) wird im Einvernehmen mit den de-
^'Ulgten Reichsministern folgendes verordnet:

I.

Allgemeine Meldepflicht.

8 1-

Wer sich im Gebiet des Deutschen Reichs aufhält, ist nach den

olgenden Vorschriften meldepflichtig.

8 2.

Wer eine Wohnung bezieht, hat sich binnen einer Woche
&gt;ach dem Beziehen der Wohnung bei der Meldebehörde anzumelden.

" "Uzug aus einer anderen Gemeinde hat er dabei die Bestäti-

jj nfl u ^ et seine Abmeldung vorzulegen, falls er nicht feine bis-
v A ohnung daneben beibehält. Wer feine bisherige Wohnung

»eien beibehält, muß dies bei der Anmeldung angeben.

l-&gt; Wohnung im Sinne dieser Verordnung ist jeder Wohn-
raum, auch die Schlafstelle.

8 3.

(1) Wer aus einer Wohnung auszieht, hat sich binnen einer

Woche bei der Meldebehörde unter Angabe seiner neuen Wohnung

oder, wenn er noch keine neue Wohnung besitzt, unter Angabe seines

Verbleibs abzumelden.

(2) Bei Wohnungswechsel innerhalb der Gemeinde genügt die

Anmeldung der neuen Wohnung gemäß 8 2 Abs. 1 Satz 1.

8 4.

(1) Die Meldung (An- oder Abmeldung) ist von dem Ein- oder

Ausziehenden als dem Hauptmeldepflichtigen zu erstatten. Für
Kinder bis zum vollendeten 15. Lebensjahr, die im elterlichen Haus

halt wohnen, ist der Haushaltsvorstand meldepflichtig; wohnt das
Kind nicht bei den Eltern, so ist der Wohnungsgeber meldepflichtig.

Bei Entmündigten liegt dem gesetzlichen Vertreter die Melde

pflicht ob.

(2) Außer dem Hauptmeldepflichtigen sind meldepflichtig:
a) der Hauseigentümer für alle im Haufe wohnenden Personen

und

b) der Wohnungsgeber für die bei ihm wohnenden Personen.
(3) Hat der Hauseigentümer für sein Grundstück einen Ver-

walter bestellt, so geht seine Meldepflicht auf den Verwalter über.

8 5.

(1) Der Hauptmeldepflichtige erfüllt seine Meldepflicht dadurch,
daß er den ausgefüllten und von ihm, dem Wohnungsgeber und dem

Hauseigentümer (Hausverwalter) unterschriebenen Meldeschein in


